
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Prozess Immobilienbotschaft 2013

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Schubiger, Maximilian

Bevorzugte Zitierweise

Schubiger, Maximilian 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik:
Immobilienbotschaft 2013, 2013. Bern: Année Politique Suisse, Institut für
Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am
23.04.2024.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK I

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Landesverteidigung
1Militärorganisation

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK II



Abkürzungsverzeichnis

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 1



Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Militärorganisation

Die Immobilienbotschaft 2013 des VBS wurde Ende Februar publiziert und im Juni
erstmals beraten. Der Bundesrat beantragte Kredite im Gesamtbetrag von rund
CHF 505,5 Mio. Der grösste Anteil davon (CHF 150 Mio.) soll für den Umbau des
Rechenzentrums des VBS verwendet werden. Kleinere Posten decken Projekte an
Bauten in Monteceneri (TI), Steffisburg (BE) und Payerne (VD) ab. Weiter sollen Arbeiten
am Einsatznetz Verteidigung vorgenommen werden. Gut CHF 239 Mio. sollen in einen
Rahmenkredit für Vorhaben bis CHF 10 Mio. zugunsten der Eigentümervertreter und
Mieter fliessen. Dabei handelt es sich um Objekte in der Verantwortung von armasuisse
Immobilien, sprich Bauten für Einsatz, Ausbildung und Logistik der Landesverteidigung
sowie der nationalen Sicherheit. Der Ständerat befasste sich in der Sommersession mit
dem Geschäft. Die Botschaft wurde gemäss Entwurf und Antrag des Bundesrates
einstimmig mit 34 Stimmen angenommen und an die grosse Kammer überwiesen. In der
Herbstsession stand das Geschäft auf der Tagesordnung des Nationalrates. Die positive
Einstellung aus der Ständekammer wurde von den Volksvertretern nicht vollends geteilt:
Zwar hatte die vorberatende Kommission mit 21 zu null Stimmen die Vorlage eindeutig
gutgeheissen, im Raum stand aber ein Einzelantrag Gysi (sp, SG) auf Genehmigung von
lediglich CHF 400 Mio. Die SP-Fraktion hiess den Antrag des Bundesrates insgesamt
gut, merkte jedoch an, dass dieser weit höher sei, als in den vergangenen Jahren (2012:
CHF 407 Mio.). Weil zusätzlich in der Immobilienbotschaft angemerkt worden war, dass
die Beträge mit den gegenwärtigen finanzpolitischen Planungen (Voranschlag 2013 und
im Finanzplan 2014-2016) nicht finanzierbar seien, rief die SP zu Zurückhaltung auf.
CHF 100 Mio. würden voraussichtlich ohnehin nicht beansprucht, begründeten die
Genossen ihren Antrag. Die Grüne Partei war allerdings die Einzige, welche den Antrag
unterstützte, die bürgerlichen Fraktionen waren allesamt für eine bedingungslose
Unterstützung der Botschaft. Auch die Finanzpolitische Kommission sprach sich in
einem Mitbericht für die Vorlage aus, so dass schliesslich die wohlwollenden Kräfte
überwogen und das Geschäft entsprechend mit 132 zu 49 Stimmen verabschiedet
wurde. Mit der Lösung der Ausgabenbremse auch im Nationalrat wurde das Geschäft
abgeschlossen. 1
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MAXIMILIAN SCHUBIGER

1) BBl, 2013, S. 1885 ff., AB SR, 2013, S. 604 ff.; AB NR, 2013, S. 1682 ff.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK


